[Hinweise: 

Texte in eckigen Klammern - wie dieser - sind zu löschen. Sie enthalten für Sie wichtige Hinweise und Informationen.

Texte in runden Klammern enthalten Texte, die Sie auf Ihre Verhältnisse anpassen müssen, wie z.B. Ihr Name, Ort, etc.

Wichtig: Das Komitee Eigenmietwert-Nein stellt diese Vorlage lediglich als Vorschlag zu Ihrer Verfügung. Wir lehnen jeden Haftungsanspruch ab.

Die Einsprache erfolgt in jedem Fall durch Sie und in Ihrem Namen.]

(Ort, Datum)

(Max Muster)

(Strasse Nr.)

(PLZ Ort)

(Tel. P: Nummer)

(Tel. G: Nummer)


EINSCHREIBEN


Gemeinde (XXX)


Steueramt


(PLZ Ort)

Adr.- Nr. (xxxx.xxxx.xx)

Einsprache gegen Steuerveranlagung / Veranlagungsverfügung

Sehr geehrte Damen und Herren

Wir beziehen uns auf die Steuerveranlagung / Veranlagungsverfügung vom (Datum) und erheben hiergegen Einsprache.

Wir beantragen gemäss unserer Steuererklärung mit Einkünften aus Liegenschaft eingeschätzt zu werden, also mit Kanton Fr. (xx'xxx) und Bund Fr. (xx'xxx), entsprechend der rechtsgültigen Einschätzung unserer Liegenschaft.

Begründung:

Sie haben unseren Eintrag unter: 6.4. Einkünfte aus Liegenschaft, Ziffer 270, 

- Kanton von Fr. (xx'xxx) auf Fr. (xx'xxx) und

- Bund    von Fr. (xx'xxx) auf Fr. (xx'xxx) erhöht.

mit dem Standardhinweis, dass "Das Detail zur Veranlagungsverfügung eine Abweichungsbegründung gemäss Paragraph 191 StG darstelle".

Wir sind mit dieser Erhöhung und der Begründung nicht einverstanden, denn aus unserer Sicht ist es juristisch nicht möglich, eine individuell konkrete Eigenmietwertverfügung abzuändern, ohne dass diese neu verfügt wird.

[WICHTIG

Es sind an dieser Stelle alle Mängel an der Steuerveranlagung zu rügen, nicht nur der fehlerhafte Eigenmietwert!

Fügen Sie hier beispielsweise auch Ihre Anträge und Begründungen betreffend 'Nebenerwerb', 'Berufsauslagen', 'Liegenschaftsunterhalt', etc. ein.]

Wir erwarten, dass unserer Einsprache ohne Weiteres vollumfänglich entsprochen wird.

Freundliche Grüsse

(Unterschrift: Max und Maurizia Muster)

[Wichtig: 

- Halten Sie die Frist von 30 Tagen ein.

- Stellen Sie diese Einsprache eingeschrieben per Post zu oder überbringen Sie diese auf die Gemeindekanzlei und verlangen Sie eine schriftliche Bestätigung.]

